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Einwohnermeldeämtern ausliegen. Kom-
men diese zusammen, muss sich der Land-
tag erneut mit dem Thema befassen. Wei-
tere Informationen über das Volksbegehren 
„Keine neuen Tagebaue“ finden Sie unter 
www.keine-neuen-tagebaue.de.  Bitte brin-
gen Sie ihren Reisepass oder den Personal-
ausweis mit.

Unipolarität, als die USA militärisch, wirt-
schaftlich und auch finanziell dominierten 
und deren Propheten aus der Wissenschaft 
landauf, landab das „neue Empire“ predig-
ten, das nun zusammen mit dem „Ende der 
Geschichte“ kommen würde. Die Geschich-
te ist weiter gegangen, auch die der inter-
nationalen Politik. Viele Träume, auch der 
vom Empire, das eine „neue Weltordnung“ 
schaffe, sind seit dem ausgeträumt. Die 
USA sind mit dieser Finanzkrise stark ange-
schlagen. Gewiss wird es nicht zum Unter-
gang des „neuen Roms“ kommen. Aber die 
Partner im transatlantischen Raum, und hier 
vor allem Deutschland, zeigen, dass sie die 
Welt anders sehen. In einer multipolaren 
Welt haben sie eigene Interessen und diese 
setzen sie auch politisch durch, so zum Bei-
spiel bei einem routinemäßigen Treffen mit 
Russlands Präsidenten in St. Petersburg.

Politik zur Armutsbekämpfung kaum Früch-
te trägt. Es braucht endlich mehr als nur 
Stückwerk. Die Existenzsicherung von Kin-
dern muss endlich auf solide Füße gestellt 
werden. Dazu fordert DIE LINKE seit lan-
gem eine Kindergrundsicherung, die sich an 
den Bedürfnissen von Kindern orientiert.

Wachsende Armut und Einkommensun-
gleichheit sind weder Gott gegeben noch 
unvermeidbare Naturereignisse, sie sind das 
Ergebnis einer verfehlten Politik. Wer von 
unten nach oben umverteilt, erntet wach-
sende Armut. Wer prekäre Beschäftigung 
fördert, erntet drastische Einkommensun-
gleichheit. Hier gilt es gegenzusteuern, z.B. 
durch einen gesetzlichen Mindestlohn und 
eine bedarfsorientierte Grundsicherung, die 
sicher vor Armut schützt. 

trag vom Regelsatz abgezogen wird, so dass 
sie für ihr Kind keinen Cent mehr erhält. Die 
Regierung legt Unterstützungsprogramme 
in dreistelliger Milliardenhöhe für den Ban-
kensektor auf und verweigert gleichzeitig 
den Ärmsten der Armen die dringend not-
wendige Anpassung der Existenzsicherung 
für ihre Kinder. Deshalb fordert DIE LINKE 
als ersten Schritt: Die 10 Euro Kindergelder-
höhung dürfen bei der Bedarfsberechnung 
nicht mit auf das Einkommen der Famili-
en angerechnet werden! DIE LINKE bleibt 
außerdem dabei: Das Kindergeld muss auf 
mindestens 200 Euro angehoben werden, 
damit es zu einer existenzsichernden und 
eigenständigen Kindergrundsicherung wei-
terentwickelt werden kann. 

Am 10. Oktober startete in Brandenburg 
das Volksbegehren gegen neue Braunkoh-
le-Tagebaue in der Lausitz. Initiatoren sind 
die Linkspartei, Bündnis 90/Die Grünen, 
Umweltverbände und Bürgerinitiativen. Un-
terstützen auch Sie das Volksbegehren mit 
Ihrer Unterschrift! Es richtet sich gegen den 
Aufschluss neuer Braunkohletagebaue. Die 
Braunkohlenutzung ist die klimaschädlichste 
Form der Energiegewinnung. Zudem müss-
ten für den Aufschluss neuer Tagebaue vier 
Lausitzer Orte und zahlreiche Menschen 
umgesiedelt werden. Alternativen sind 
machbar, zum Beispiel konsequentes Ener-
giesparen, der Ausbau der erneuerbaren 
Energien und mehr Kraft-Wärme-Kopplung. 

Für einen Erfolg müssen sich bis zum 9. 
Februar 2009 mindestens 80.000 wahlbe-
rechtigte Brandenburger/innen in die Listen 
eintragen, die in den landesweit rund 300 

Niemand kennt das Ende der Krise des 
Finanzsystems, aber allen ist bewusst, dass 
sich hier grundlegende Veränderungen des 
kapitalistischen Finanzsystems vollziehen. 
Und diese werden auch die Stellung der 
übrig gebliebenen Supermacht erschüt-
tern. Die eher als proamerikanisch geltende 
Kanzlerin reagierte mit geradezu schrof-
fer Ablehnung, als die USA eine finanziel-
le Beteiligung bei den „Hilfsmaßnahmen“ 
anmahnten. Der Absage von SPD-Kanzler 
Schröder, als es um die Beteiligung am Irak-
Krieg ging, folgte nun die CDU-Kanzlerin in 
einer nicht weniger bedeutsamen Frage. 
Außenminister Steinmeier hatte in seiner 
Rede in Jekaterinburg von „neue politischen 
Kraftzentren“ gesprochen, die sich weltweit 
herausbilden und die die „Gewichte in der 
Welt verschieben“. Das spüren wir in die-
sen Tagen: Das Ende der kurzen Phase der 

Die Ergebnisse der jüngst von der OECD 
vorgestellten Studie „Mehr Ungleichheit 
durch Armut?“ sind alarmierend. Deutsch-
land weist die negativste Entwicklung aller 
OECD-Mitgliedsstaaten auf. Armut und Ein-
kommensungleichheit haben hierzulande 
seit dem Jahr 2000 stärker zugenommen 
als in jedem anderen OECD-Land. Beson-
ders Kinder sind Leidtragende dieser Ent-
wicklung. Galten 1995 elf Prozent als arm, 
so waren es 2005 bereits 16 Prozent. Wie-
der einmal wird deutlich, dass Alleinerzie-
hende und Kinder am stärksten von Armut 
betroffen sind. Was Kinderarmut betrifft, 
liegt Deutschland über dem Durchschnitt 
der OECD. Für mich bleibt die Frage, wie 
viele Studien die Bundesregierung noch 
braucht, um zu merken, dass ihre bisherige 

DIE LINKE fordert in einem Antrag (Druck-
sache 16/10616) an den Bundestag, dass die 
vom Kabinett beschlossene Kindergelderhö-
hung von der Anrechnung auf die Hartz IV-
Regelsätze ausgenommen wird. Die kritik-
würdige und mehr als knauserige Erhöhung 
von 10 Euro deckt nicht einmal den Wert-
verlust des Kindergeldes seit 2002 durch die 
Euroumstellung und die Mehrwertsteuerer-
höhung ab. Absolut skandalös ist jedoch, 
dass sie nicht allen Familien bzw. allen Kin-
dern zu Gute kommt - Hartz IV-Familien ge-
hen leer aus. Es kann nicht sein, dass nicht 
nur Durchschnittsverdiener, sondern auch 
Besser- und Bestverdienende für ihr unter-
haltspflichtiges Kind 10 Euro mehr erhalten, 
aber einer Hartz IV-Empfängerin dieser Be-
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